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Thomas Fetzer 

Europäisierung und ›Nationalisierung‹ 

Deutsche Gewerkschaftspolitik bei Ford (1967–1989) 

Die zeitgeschichtliche Europakonjunktur hat seit einigen Jahren auch die Gewerkschafts-
forschung erfasst. Zum einen sind historische Arbeiten zur Gewerkschaftspolitik in der 
Europäischen Gemeinschaft in den letzten Jahren nicht nur zahlreicher geworden1, son-
dern scheinen auch ihren bisherigen Status als vom Forschungsmainstream abgekoppelte 
›Nischenprodukte‹ zu verlieren, was nicht zuletzt in Großprojekten wie jenem des Bo-
chumer Instituts für soziale Bewegungen seinen Ausdruck findet.2 Dieser Trend ist ins-
besondere deshalb vielversprechend, weil er mit Versuchen für eine Neuorientierung der 
Integrationshistoriografie zusammenfällt, welche auf eine Überwindung der traditionell 
politikgeschichtlichen Engführung und eine stärkere Berücksichtigung sozialhistorischer 
Fragestellungen zielen.3 

Zum anderen ist in den Spuren von Donald Sassoons breit angelegter Analyse der eu-
ropäischen Linken im 20. Jahrhundert4 auch europäische Gewerkschaftszeitgeschichte 
als Strukturgeschichte populärer geworden. Es gibt hier einen Trend, von den traditionel-
len handbuchartigen Überblicken zu analytisch anspruchsvolleren vergleichenden Ge-
samtperspektiven zu gelangen, obwohl die Darstellungen dabei meist auf Westeuropa 
begrenzt bleiben und nur selten den Außenvergleich mit nicht-europäischen Gewerk-
schaften suchen.5 Auch hier folgt die Gewerkschaftsforschung einer breiteren historio-
grafischen Tendenz zur syntheseartigen ›Geschichte Europas‹6 – einschließlich des mit 
einem solchen Ansatz verbundenen Risikos, einer modernisierungsteleologisch gefärbten 
europäischen Geschichtspolitik Vorschub zu leisten.7 

In einer dritten ›Wachstumsbranche‹ der europäischen Zeitgeschichte ist die Gewerk-
schaftshistoriografie hingegen bisher kaum vertreten, nämlich in Bezug auf jene Arbei-
ten, die es sich zum Ziel setzen, Europa in the making, d. h. die Konstruktion Europas als 
Wahrnehmungs- und Handlungsraum historischer Akteure zu analysieren. Anders als bei 

—————— 
1 Vgl. als Überblick Patrick Pasture, Trade Unions as a Transnational Movement in the European 

Space 1955–65, in: Wolfram Kaiser / Peter Starie (Hrsg.), Transnational European Union. To-
wards a Common Political Space, London / New York 2005, S. 109–130; für die Bundesrepublik 
vgl. jetzt Klaus Tenfelde (Hrsg.), Deutsche Gewerkschaften und europäische Integration im 20. 
Jahrhundert, Essen 2009. 

2 Towards Transnational Trade Union Representation? National Trade Unions and European Inte-
gration, Internationale Tagung des Instituts für soziale Bewegungen, 6.–8. Dezember 2007. 

3 Wolfram Kaiser, From State to Society? The Historiography of European Integration, in: Angela 
Bourne / Michelle Cini (Hrsg.), Palgrave Advances in European Union Studies, Basingstoke 2005, 
S. 190–208. 

4 Donald Sassoon, One Hundred Years of Socialism. The West European Left in the Twentieth Cen-
tury, London / New York 1996. 

5 Vgl. z. B. Richard Hyman, Understanding European Trade Unionism. Between Market, Class and 
Society, London 2001; Michel Pigenet / Patrick Pasture / Jean-Louis Robert (Hrsg.), L’apogée 
des syndicalismes en Europe occidentale, 1960–1985, Paris 2005. 

6 Vgl. Tony Judt, Postwar. A History of Europe since 1945, London 2005; Hartmut Kaelble, So-
zialgeschichte Europas. 1945 bis zur Gegenwart, München 2007. 

7 Vgl. hierzu Heinz-Gerhard Haupt, Auf der Suche nach der europäischen Geschichte. Einige 
Neuerscheinungen, in: AfS 42, 2002, S. 544–556; Stuart Woolf, Europe and its Historians, in: 
CEH 12, 2003, S. 323–337. 
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der strukturgeschichtlichen Variante wird Europa hier nicht als Kategorie vorausgesetzt. 
Vielmehr sollen Prozesse der »(De-)Europeanisation«8 in ihrer Genese und ihren Auswir-
kungen beschrieben und erklärt werden. Methodologisch inspiriert durch die Verflech-
tungs- und Transfergeschichte9, lenkt dieser Ansatz den Blick auf die Aneignungen Euro-
pas durch Akteure einschließlich der damit einhergehenden Kämpfe um Deutungs- und 
Handlungsmacht. Dies kann z. B. durch die Analyse europäischer Netzwerke10 oder die 
Rekonstruktion der sich wandelnden Bedeutungen von ›Europa‹ in nationalen Gesell-
schaften11 erfolgen; die Konturierung von Europäizität wird hier weniger durch die Ab-
wägung von Einheit und Vielfalt oder den Außenvergleich als dadurch erreicht, dass das 
Verhältnis von Europäisierung zu Prozessen der ›Nationalisierung‹, ›Amerikanisierung‹ 
und auch der Globalisierung mitbedacht wird. 

Im folgenden Beitrag wird versucht, diese Ansätze für die Gewerkschaftsforschung 
fruchtbar zu machen, und zwar mit einer Fallstudie zur Politik der von der IG Metall do-
minierten Betriebsratspolitik bei der Fordwerke AG zwischen 1967 und 1989; die Analyse 
konzentriert sich dabei auf Entwicklungen im größten deutschen Ford-Standort Köln. Die 
Geschichte gewerkschaftlicher Betriebspolitik bei Ford reicht natürlich bis in die Zeit der 
Ansiedlung des Unternehmens in Deutschland in den späten 1920er Jahren zurück, doch 
begann Europa erst dann eine prominente Rolle zu spielen, als sich Unternehmensstruktu-
ren und -strategien seit den späten 1960er Jahren europäisierten. Allerdings ging dies mit 
einer ›Nationalisierung‹ von Wahrnehmungs- und Handlungsmustern einher.12 Europa 
wurde einerseits als Wettbewerbsraum erfahren, in dem deutsche Werke gegen Ford-Be-
triebe aus anderen Ländern konkurrieren mussten, und andererseits als Bedrohung deut-
scher Traditionen der Arbeitsbeziehungen, insbesondere der Mitbestimmung. Nach einer 
kurzen Darstellung der gewerkschaftspolitischen und unternehmensspezifischen Kontexte 
rekonstruiert der Beitrag die Herausbildung und nachfolgende Transformation dieser als 
verflochten zu beschreibenden Europäisierungs- und Nationalisierungsdynamik bis in die 
späten 1980er Jahre einschließlich der Auswirkungen auf Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Be-
ziehungen und die interne gewerkschaftliche Betriebspolitik. Der Schlussteil gibt einen 
kurzen Ausblick auf die 1990er Jahre und diskutiert einige weiterführende Fragen, die 
die Fallstudie für die Gewerkschaftsforschung und allgemeiner für die europäische Zeit-
geschichte aufwirft. 

I. DER NATIONALE UND LOKALE KONTEXT DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSPOLITIK BEI FORD 

Wie von vielen Autoren immer wieder hervorgehoben worden ist, brachten die traumati-
schen Erfahrungen von Nationalsozialismus, Krieg und alliierter Besatzung einen tief-
—————— 
8 Vgl. das von Klaus Kiran Patel und Martin Conway koordinierte DFG / AHRC-Projekt zu (De-) 

Europeanisation and History. Concepts, Conflicts, Cohesion since 1890, URL: <http://www. 
europeanisation.org/project.html> [27.2.2009]; Martin Conway / Kiran Klaus Patel, Europeani-
sation in the Twentieth Century. Historical Approaches, Houndmills (im Erscheinen). 

9 Vgl. Michael Werner / Bénédicte Zimmermann (Hrsg.), De la comparaison à l’histoire croisée, 
Paris 2004. 

10 Vgl. z. B. Wolfram Kaiser, Christian Democracy and the Origins of European Union, Cambridge 
2007. 

11 Für Deutschland vgl. Ute Frevert, Europeanizing Germany’s Twentieth Century, in: History & 
Memory 17, 2005, S. 87–116. 

12 Mit diesem Verständnis von ›Nationalisierung‹ weiche ich von der sonst üblichen Verwendung 
des Begriffs im Sinne von »Verstaatlichung« ab. Es sei angemerkt, dass der hier beschriebene 
Prozess der ›Nationalisierung‹ natürlich den vorherigen Prozess der endogenen Integration der 
Gewerkschaften in Nationalgesellschaften voraussetzt. Nationale Kategorien waren somit für 
Gewerkschaftspolitik bei Ford verfügbar, wurden aber eben durch die Europäisierung des Un-
ternehmens viel wirkungsmächtiger. 
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greifenden Einschnitt für die Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung – trotz 
einiger wichtiger Kontinuitäten aus der Zeit der Weimarer Republik.13 Die Nachkriegszeit 
markierte nicht nur das Ende der richtungsgewerkschaftlichen Teilung und die Durchset-
zung des Industrieverbandsprinzips, sondern auch die sukzessive Aufgabe sozialistischer 
Utopien und die damit verbundene Akzeptanz des Prinzips der Sozialpartnerschaft. Die-
ser Prozess verlief nicht linear und ohne Konflikte14, doch der reformistische Trend setzte 
sich nicht zuletzt dank des seit dem Koreakrieg beschleunigten Wirtschaftsaufschwungs 
bis zu den frühen 1960er Jahren durch: Die von der Bundesregierung 1968 berufene 
»Kommission Mitbestimmung« fand keinerlei Indiz dafür, dass Arbeitnehmervertreter 
sozialistische Prinzipien in die Aufsichtsräte getragen hatten.15 

Dies bedeutete nicht, dass gewerkschaftliche Interessenvertretung ohne Konflikte mit 
Regierungen und Unternehmern im Hinblick auf die Verteilung des Wirtschaftswachs-
tums und den Einfluss von Arbeitnehmern auf wirtschaftliche Entscheidungsprozesse 
verlief, wie die Auseinandersetzungen um die Mitbestimmung in den frühen 1950er Jah-
ren und die bitteren Arbeitskämpfe wie 1956 / 57 in Schleswig-Holstein und 1963 in Nord-
württemberg-Nordbaden verdeutlichen. DGB-intern entwickelte sich die Ordnungsmacht-
Gegenmacht-Kontroverse zur zentralen Debatte in den späten 1950er und frühen 1960er 
Jahren.16 

Vollbeschäftigung, Generationenwandel und ein neues gesellschaftliches Reformklima 
verstärkten gewerkschaftliche Initiativen in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre vor allem 
im Bereich der Mitbestimmung; sie fanden in der Novellierung von Betriebs- und Unter-
nehmensverfassung 1972 und 1976 ihren Niederschlag. Gleichzeitig führten die 1969er 
›wilden Streiks‹ zu einer offensiveren gewerkschaftlichen Tarifpolitik. In vielen Betrieben 
kam es zur Ablösung der ›alten Garde‹, und die Erneuerung von Gewerkschafts- und Be-
triebsratsstrukturen ging mit einem Trend zur Konfliktpartnerschaft einher; Betriebsräte 
gingen mit Initiativen zur »Humanisierung der Arbeitswelt« in die Offensive, stützten sich 
dabei auf eine extensive Interpretation neuer Mitbestimmungsrechte und im Konfliktfall 
auch auf den Druck der Belegschaften.17 

Ungeachtet der Verlangsamung des Wachstums und steigender Arbeitslosigkeit infolge 
der Ölkrise 1973 setzte sich dieses Muster auch in den späten 1970er und den 1980er Jah-
ren fort. Zwar verloren die Gewerkschaften zunehmend an politischem Einfluss und ge-
rieten lohnpolitisch in die Defensive, doch kam es nun verstärkt zu Auseinandersetzun-
gen über den Einfluss von Rationalisierung und neuen Technologien auf Arbeitsplatz- und 
Einkommenssicherheit. Zahlreiche Streiks zwischen 1978 und 1984, vor allem in der Me-
tall- und Druckindustrie, zielten auf Rationalisierungsschutz und die Verkürzung der Ar-
beitszeit.18 Gleichzeitig übernahmen die Gewerkschaften eine aktivere Rolle in der Ge-
staltung wirtschaftlicher Prozesse. In von Strukturwandel besonders betroffenen Branchen 
wie Stahl spielte z. B. die IG Metall immer mehr die Rolle des ›Ersatzunternehmers‹, in-
—————— 
13 Vgl. Michael Schneider, Kleine Geschichte der Gewerkschaften. Ihre Entwicklung in Deutsch-

land von den Anfängen bis heute, 2., aktual. Aufl., Bonn 2000, Kapitel X und XI; Klaus 
Schönhoven, Die deutschen Gewerkschaften, Frankfurt am Main 1987, Kapitel VI. 

14 Eberhard Schmidt, Die verhinderte Neuordnung 1945 bis 1952. Zur Auseinandersetzung um 
die Demokratisierung der Wirtschaft in den westlichen Besatzungszonen und in der Bundesre-
publik Deutschland, Frankfurt am Main 1970. 

15 Mitbestimmung im Unternehmen. Bericht der Sachverständigenkommission zur Auswertung 
der bisherigen Erfahrungen bei der Mitbestimmung, Stuttgart 1970. 

16 Schneider, Kleine Geschichte, S. 321–324. 
17 Ebd., Kapitel XII. 
18 Walter Müller-Jentsch, Neue Konfliktpotentiale und institutionelle Stabilität. Die Austauschbe-

ziehungen zwischen Kapital und Arbeit in der Bundesrepublik seit dem Ende der 60er Jahre, in: 
Joachim Matthes (Hrsg.), Sozialer Wandel in Westeuropa. Verhandlungen des 19. Deutschen 
Soziologentages, Frankfurt am Main / New York 1979, S. 185–205. 
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dem sie eigene Konzepte für Restrukturierung und Produktinnovation unterbreitete. Auf 
Unternehmensebene mischten sich Betriebsräte zunehmend in die Personalplanung ein – 
ein Trend, der sich später weiter verstärkte und in den 1990er Jahren in das Konzept des 
Co-Management mündete.19 

Die Politik von IG Metall und Betriebsrat bei Ford spiegelte einerseits diese Entwick-
lungslinien der deutschen Gewerkschaften in der Nachkriegszeit wider, wurde anderer-
seits aber auch von lokalspezifischen Gegebenheiten geprägt. Anders als in den übrigen 
deutschen Automobilunternehmen konnte die IG Metall bei Ford zunächst kaum Fuß fas-
sen. Noch Ende der 1950er Jahre lag der Organisationsgrad kaum über fünf Prozent, was 
vor allem in Fords amerikanisch inspirierter Strategie begründet lag, dem Arbeitnehmer-
interesse an Gewerkschaften durch relativ hohe Löhne und die 40-Stunden-Woche vor-
zubeugen. Es gab praktisch auch keine Tarifverhandlungen, da Löhne und Arbeitsbedin-
gungen direkt zwischen Firmenleitung und Betriebsrat vereinbart wurden.20 Der Betriebs-
rat selbst wurde zunächst kurzzeitig von Kommunisten dominiert, doch nach 1948 ge-
wann eine stark sozialpartnerschaftliche Linie klar die Oberhand. In einem im Oktober 
1949 an die Detroiter Zentrale gerichteten Bericht heißt es etwa: 

»The works council has the right to object as to whether any particular individual shall be em-
ployed but in practice it has been found that no opposition has been expressed […] the works 
council has also the right to obtain information as to planning and production, as well as the finan-
cial situation of the company. This right has not yet been exercised.«21 

Dieses Bild änderte sich erst Anfang der 1960er Jahre, als es der IG Metall durch eine so-
genannte Schwerpunktaktion gelang, den gewerkschaftlichen Organisationsgrad stark zu 
erhöhen, was das Unternehmen seinerseits 1963 dazu bewegte, in den Arbeitgeberver-
band und damit die normale Tarifverhandlungspraxis einzutreten.22 Gleichzeitig kam es 
zu einem generationellen Wechsel im Betriebsrat, was den allgemeinen Landestrend quasi 
um ein Jahrzehnt vorwegnahm. In den späten 1960er und frühen 1970er Jahren verstärk-
te sich wie in vielen anderen Betrieben die Konfliktbereitschaft der Arbeitnehmer, und 
der Betriebsrat nutzte diese Dynamik zunächst geschickt zur Verbesserung von Löhnen 
und Arbeitsbedingungen aus. Der Sommer 1973 brachte dann aber eine Wende. Eine zu-
nächst vom Betriebsrat unterstützte kurze Arbeitsniederlegung für eine Sonderzahlung 
eskalierte, als es zu Auseinandersetzungen zwischen einer mehrheitlich aus türkischen 
Migranten bestehenden Gruppe von streikenden Arbeitern einerseits und der Polizei und 
›arbeitswilligen‹ Deutschen andererseits kam.23 Der sogenannte ›Türkenstreik‹ führte zu 
tiefen politisch und auch ethnisch motivierten Spaltungen innerhalb der Belegschaft und 
des Ford-Betriebsrats, welche zudem von persönlichen Machtkämpfen überlagert wurden 
und mit den Betriebsratswahlen 1975 ihren Höhepunkt erreichten. 

In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre kam es dann zu einer Stabilisierung, und in den 
1980er Jahren gelang es der IG Metall, ihren 1975 eingebrochenen Stimmenanteil bei den 

—————— 
19 Vgl. Joachim Esser, Gewerkschaften in der Krise. Anpassung der deutschen Gewerkschaften 

an neue Weltmarktbedingungen, Frankfurt am Main 1982; Hermann Kotthoff, Betriebsräte und 
Bürgerstatus. Wandel und Kontinuität betrieblicher Mitbestimmung, München 1994; zur Stahl-
industrie vgl. Wolfgang Hindrichs / Uwe Jürgenhake / Christian Kleinschmidt u. a., Der lange Ab-
schied vom Malocher. Sozialer Umbruch in der Stahlindustrie und die Rolle der Betriebsräte 
von 1960 bis in die neunziger Jahre, Essen 2000. 

20 Klaus-Peter Wittemann, Ford-Aktion. Zum Verhältnis von Industriesoziologie und IG Metall 
in den sechziger Jahren, Marburg 1994, S. 124 ff. 

21 Comments on audit report Fordwerke AG Cologne, 12.10.1949, Ford Historical Archives, 
Dearborn, Accession 713, Box 5, Folder 16. 

22 Wittemann, Ford-Aktion, S. 197 ff. 
23 Vgl. Karin Hunn, Aufstand der »Konjunktur-Kulis«. Ein Rückblick auf den »Türkenstreik« bei 

Ford, in: Blätter des Informationszentrums 3. Welt, Oktober 2002, Nr. 264, S. 16–19. 
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Betriebsratswahlen sukzessive wieder zu verbessern. Einem sozialpartnerschaftlichen Kurs 
verpflichtet und zudem durch die 1973er Ereignisse gewarnt, agierte der Betriebsrat mit 
Belegschaftsmobilisierungen vorsichtig, lag aber ansonsten im allgemeinen Trend, vor 
allem im Hinblick auf die stärker werdende Einmischung in Personalplanung und Ar-
beitsorganisation. Der ab 1984 als Betriebsratsvorsitzende amtierende Wilfried Kuckel-
korn war sogar einer der ersten hochrangigen Amtsträger innerhalb der IG Metall, die 
Anfang der 1990er Jahre die Idee des Co-Management offen propagierten.24 

II. DIE FORD MOTOR COMPANY IM NACHKRIEGSEUROPA 

Die Geschichte der Ford Motor Company in Europa reicht bis an den Anfang des 20. 
Jahrhunderts zurück, als die erste Montagefabrik in Manchester eröffnet wurde. Zu-
nächst als »verlängerte Werkbank« von Ford USA konzipiert, sah sich das Unternehmen 
angesichts divergierender Marktstrukturen und zunehmendem Protektionismus ab den 
1920er Jahren zu einer Ausweitung der Investitionen gezwungen, und zwar nicht nur in 
Fords größtem europäischen Standort in Großbritannien, sondern zunehmend auch auf 
dem Kontinent. In diesem Zusammenhang kam es 1930 dann auch zum Bau eines massi-
ven neuen Ford-Produktionskomplexes in Köln. Als Ergebnis dieses Dezentralisierungs-
prozesses erhielten die europäischen Tochtergesellschaften auch mehr Autonomie gegen-
über der Detroiter Zentrale.25 

Nach 1945 wurde diese dezentrale Struktur zunächst weitgehend beibehalten. Fortbe-
stehende Zollschranken und Unsicherheit über den Prozess der politischen Einigung Eu-
ropas führten zu einer Strategie des wait and see. Die Zukunft der deutschen Tochterge-
sellschaft war zudem fraglich, und zwar nicht nur, weil das Image des dortigen Manage-
ments durch Kollaboration mit den Nationalsozialisten gelitten hatte, sondern auch, weil 
Ford die Wachstumsaussichten des deutschen Marktes zunächst skeptisch beurteilte. Noch 
in den frühen 1950er Jahren erwog Detroit mehrfach, sich ganz aus Deutschland zurück-
zuziehen.26 Erst der danach einsetzende starke Wirtschaftsaufschwung und die sich gleich-
zeitig abzeichnende Bildung der Europäischen Gemeinschaft (EG) führten zu ernsthaften 
Überlegungen für eine Integration der europäischen Tochtergesellschaften. Allerdings 
blieben diese Überlegungen zunächst weitgehend ergebnislos, da es in den Tochterfilialen 
selbst großen Widerstand gab und da die für Ford essenzielle Frage des Beitritts Großbri-
tanniens zur EG ungeklärt war; de Gaulles Veto des britischen Aufnahmegesuchs 1963 
löste Schockwellen in Detroit aus.27 

Obwohl sich an dieser Situation in den folgenden Jahren nichts änderte, ergriff Henry 
Ford II im Juni 1967 dann die Initiative zur Gründung der Holdinggesellschaft »Ford of 
Europe« (FoE), die ihren Sitz in Warley (Essex) nahm und bis Mitte der 1970er Jahre eine 
weitgehende Integration der europäischen Tochtergesellschaften gegen zum Teil heftigen 
Widerstand nationaler Manager durchsetzte. Zwar behielten die nationalen Konzernfilia-
len ihre juristische Selbstständigkeit, doch wurden die Managementstrukturen grenzüber-
schreitend nach Produktionsbereichen reorganisiert. Noch wichtiger waren die Standar-
—————— 
24 Zukunft der Automobilindustrie. 2. Symposium der IG Metall Wolfsburg und des GBR der 

Volkswagen AG am 6. und 7. Februar 1990 in Wolfsburg, S. 51–53, Archiv IG Metall Köln 
(AIGMK). 

25 Vgl. Steven Tolliday, The Origins of Ford of Europe. From Multidomestic to Transnational Cor-
poration, 1903–1976, in: Hubert Bonin / Yannick Lung / Steven Tolliday (Hrsg.), Ford, 1903–2003. 
The European History, Paris 2003, Bd. 1, S. 153–242, hier: S. 158–166; Paul Thomes, Searching 
for Identity. Ford Motor Company in the German Market (1903–2003), in: Bonin / Lung / Tolli-
day, Ford, Bd. 2, S. 151–195, hier: S. 155–158. 

26 Tolliday, The Origins, S. 176. 
27 Ebd. S. 177–184. 
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disierung der europäischen Modellpalette und die Integration der Fertigungs- und Marke-
tingstrukturen. Nach der europäischen Rationalisierung der beiden Entwicklungszentren 
in Köln-Merkenich und Dunton (GB) verfügte Ford Mitte der 1970er Jahre in Europa 
über vier Automodelle (Cortina, Escort, Capri, Consul / Granada), welche jeweils in 
zwei Produktionsstätten in unterschiedlichen Ländern gefertigt wurden – Köln und Saar-
louis in der Bundesrepublik, London-Dagenham und Halewood (Liverpool) in Großbri-
tannien und Genk in Belgien. Diese und weitere kleinere Werke waren gleichzeitig durch 
ein System gegenseitiger Komponentenlieferung auch untereinander verbunden. Die Be-
lieferung von Exportmärkten wurde ebenfalls rationalisiert, wobei der britische und der 
deutsche Markt zunächst weiter für die home plants reserviert blieben.28 

Diese neue europäische Struktur wurde dann ab Mitte der 1970er Jahre weiter aus- und 
gleichzeitig umgebaut. Die Modellreihe wurde um den Kleinwagen Fiesta ergänzt, und 
die Produktionsgeografie erhielt mit der Eröffnung eines neuen Fertigungskomplexes in 
Valencia (Spanien) eine zusätzliche südeuropäische Komponente. Parallel dazu vertiefte 
sich die europäische Koordinierung – einige Modelle wurden nunmehr in drei Standorten 
gleichzeitig produziert, während es umgekehrt auch zur Konzentration der Luxusreihe 
Consul / Granada in Köln kam. Das Prinzip des »home market supply« wurde aufgeweicht; 
insbesondere in Großbritannien begann Ford, in größerer Zahl Autos aus deutscher, bel-
gischer und spanischer Produktion zu importieren.29 Die Rolle der europäischen Holding-
Gesellschaft wurde weiter gestärkt, was seinen Ausdruck nicht zuletzt in europaweit durch-
geführten Programmen zur Effizienzsteigerung fand wie das sogenannte After Japan-
Programm 1979–1980, mit dem Ford of Europe auf die Herausforderung des japanischen 
Wettbewerbs zu reagieren suchte.30 Die von der europäischen Holding immer mehr for-
malisierten Benchmarking-Verfahren des Vergleichs zwischen einzelnen Werken ver-
schärften die Konkurrenz zwischen europäischen Ford-Standorten. Allerdings kam es 
auch wiederholt zu konzerninternen Auseinandersetzungen über das Ausmaß europäischer 
Koordinierung und die damit verbundene Frage der Handlungs- und Entscheidungsspiel-
räume des Managements in den Tochtergesellschaften.31 

Die Position der deutschen Konzernfiliale innerhalb des neuen Europaverbundes ver-
besserte sich nach 1967 zunächst erheblich. Zwar büßte Ford auf dem deutschen Markt 
nicht zuletzt aufgrund von Anlaufschwierigkeiten der europäischen Koordinierung zeit-
weise Marktanteile ein, doch wurde dies durch einen starken Ausbau der Exporte mehr 
als ausgeglichen. Hatten die deutschen Werke im Hinblick auf Investitionen und Produk-
tionsvolumen noch Mitte der 1960er Jahre die ›zweite Geige‹ hinter der britischen Ford-
Gesellschaft gespielt, so kehrte sich dieses Verhältnis bis Ende der 1970er Jahre um: 
Während der britische Anteil an der europäischen Ford-Produktion in diesem Zeitraum 
von ca. 55–60 Prozent auf 25–30 Prozent sank, wuchs der deutsche Anteil von ca. 40 auf 
60–65 Prozent. Diese Entwicklung spiegelte einerseits den generellen industriellen Trend 
wider – die Automobilwirtschaft verkörperte wie kaum eine andere Branche das deutsche 
›Wirtschaftswunder‹ ebenso wie den British decline.32 Andererseits verfolgte Ford in Groß-
—————— 
28 Gérard Bordenave, Ford of Europe, 1967–2003, in: Bonin / Lung / Tolliday, Ford, Bd. 1, S. 243–

317, hier: S. 268–276. 
29 Steven Tolliday, The Decline of Ford in Britain. Marketing and Production in Retreat, 1980–

2003, in: Bonin / Lung / Tolliday, Ford, Bd. 2, S. 73–149, hier: S. 94 ff. 
30 Ken Starkey / Alan McKinlay, Strategy and the Human Resource. Ford and the Search for Com-

petitive Advantage, Oxford 1994. 
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britannien aber selbst aktiv eine Politik des »slow and deliberate disengagement«.33 Ein 
partieller Wandel setzte dann in den 1980er Jahren ein. Zwar gelang es der britischen 
Tochtergesellschaft kaum, verlorenen Boden wiedergutzumachen, aber die neuen Produk-
tionsstätten in Spanien steuerten nun rund 20 Prozent zur jährlichen europäischen Ford-
Produktion bei, was die Situation für die deutschen Werke schwieriger machte. Ihr An-
teil blieb deutlich der größte, fiel aber leicht auf 55–60 Prozent zurück.34 

III. EUROPÄISIERUNG UND ›NATIONALISIERUNG‹ DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSPOLITIK 
BEI FORD (1967–1974) 

Bis 1967 hatten internationale Aspekte nur selten eine Rolle für deutsche Gewerkschafts-
politik bei Ford gespielt, und wenn, dann hatte sich dies meist auf Entwicklungen in den 
USA bezogen. Mit der Gründung von Ford of Europe wurde Europa schlagartig als neuer 
Erfahrungsraum relevant: Einerseits, weil auf europäischer Ebene getroffene Unterneh-
mensentscheidungen (Modellpolitik, Investitionen, Produktionsverlagerungen) nun direk-
te Auswirkungen auf die Beschäftigung in deutschen Werken hatten, und andererseits, weil 
die Europäisierung der Unternehmensstrukturen neue Herausforderungen für die Siche-
rung und Ausgestaltung gewerkschaftlicher Mitbestimmungsrechte brachte. Diese Trans-
formation verlief nicht überall gleich – die Produktentwicklung war z. B. früher und stärker 
betroffen als die Produktionsbereiche. Bis Mitte der 1970er Jahre hatte sich jedoch ein 
Muster gewerkschaftlicher Reaktion herausgebildet, welches auch für die darauffolgen-
den anderthalb Jahrzehnte prägend bleiben sollte. 

Grundlegend für dieses Muster waren die überwiegend negative Einstellung zur Euro-
päisierung von Unternehmensstrukturen und -strategien und eine damit einhergehende 
Akzentuierung national definierter Denk- und Handlungsweisen. Schon 1968 und 1969 
wandte sich der Betriebsrat der Produktentwicklung mehrere Male mit Petitionen an das 
lokale Management, um gegen die Modellpolitik von Ford of Europe, die Verlagerung 
von Abteilungen und den Einsatz englischer oder amerikanischer Manager in Deutschland 
zu protestieren.35 Anfang 1970 forderte der Betriebsrat in einer von der IG Metall Ver-
trauenskörperleitung unterstützten Resolution, dass in Deutschland eingesetzte Manager 
»Kenntnisse der deutschen Sprache, Mentalität und Gesetze« haben müssten.36 Der Vor-
sitzende des Gesamtbetriebsrats (GBR), Lück, bezeichnete Ford of Europe 1973 in einem 
Interview als »Missgeburt«, welche das deutsche Tochterunternehmen durch ständiges 
Hineinregieren in ein »Marionettentheater« verwandelt habe.37 Die Liste der Beispiele 
ließe sich mühelos fortsetzen. 

Es ist bemerkenswert, dass Ford-Betriebsratsdokumente aus den frühen 1960er Jahren 
solche Verweise auf ›deutsche‹ Interessen und Institutionen nur äußerst selten enthalten, 
und man kann daher für die Zeit nach 1967 von einer Parallelität und Verflechtung von 
Europäisierung und ›Nationalisierung‹ sprechen. Allerdings war das Verhältnis zwischen 
Europa und Nation aus Sicht deutscher Gewerkschafter hier anders beschaffen als auf 
der Makroebene der Europäischen Gemeinschaft (EG) – statt einer Symbiose zwischen 
Wohlstand schaffendem europäischem Markt und dessen Verteilung im nationalen Sozial-
staat wie im Falle der EG38 nahmen deutsche Ford-Gewerkschafter die europäische Hol-
ding als Bedrohung nationaler Interessen wahr. 
—————— 
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Ein zentraler Aspekt waren dabei Zweifel an der wohlstandschaffenden Wirkung der 
europäischen Holding für die deutsche Tochtergesellschaft. Mit Verweis auf den von 
1967 bis 1974 zeitweise sinkenden Ford-Marktanteil in der Bundesrepublik griffen Arbeit-
nehmervertreter wiederholt die ihrer Meinung nach zu stark eingeschränkte Autonomie 
des deutschen Managements und eine »verfehlte europäische Modellpolitik« an, welche 
den britischen auf Kosten des deutschen Marktes bevorzuge.39 Die letztere Vorstellung 
war häufig mit Verdächtigungen verbunden, Ford of Europe konzentriere Ressourcen be-
wusst in Großbritannien und vernachlässige die deutsche Tochtergesellschaft, weil die 
europäische Holding mit ihrem Sitz in der Nähe von London von britischen Managern 
dominiert werde. Aus Gewerkschaftssicht barg dies vor allem Gefahren für die Beschäf-
tigungssicherheit in den deutschen Werken. 

Ob dies adäquate Situationsbeschreibungen waren, kann mit einigem Recht bezweifelt 
werden. Zwar stellten britische Manager tatsächlich die Mehrheit des FoE-Personals und 
dominierten die strategisch wichtige Finanzabteilung.40 Doch nach einigen Anlaufschwie-
rigkeiten übernahmen bald auch deutsche Manager wichtige Leitungspositionen in der 
europäischen Holding – britische Arbeitnehmervertreter klagten zur gleichen Zeit über 
eine angebliche ›Germanisierung‹ des Unternehmens.41 Es gibt auch kaum Belege für 
eine bewusste Vernachlässigung der deutschen Tochtergesellschaft. Zwar sank Fords 
Marktanteil in der BRD zeitweise tatsächlich beträchtlich, was auch in der zeitgenössi-
schen Fachpresse häufig mit der Einführung der neuen europäischen Modelle in Verbin-
dung gebracht wurde.42 Aber diese Verluste wurden durch eine massive Steigerung des 
Exports mehr als ausgeglichen, und im Ergebnis konnte die deutsche Filiale ihren Anteil 
an der europäischen Ford-Gesamtproduktion bis 1973 erheblich vergrößern. Auch bei den 
Investitionen war nach 1970 eine klare Verlagerung von Großbritannien nach Deutsch-
land nicht zu übersehen. Die Zahl der Beschäftigten wuchs dort zwischen 1967 und 1973 
viermal so schnell wie bei Ford UK.43 

Die Diskrepanz zwischen diesen Entwicklungen und der gewerkschaftlichen Wahrneh-
mung und Politik bedeutet jedoch nicht, dass man letztere nicht ernst nehmen sollte. Zum 
einen war das schnelle Exportwachstum der Fordwerke in erster Linie das Ergebnis von 
Problemen in der britischen Tochtergesellschaft, deren Ausmaß und Dauer kaum voraus-
zusehen waren. Vor diesem Hintergrund war die gewerkschaftliche Besorgnis über den 
sinkenden Ford-Marktanteil in der Bundesrepublik durchaus rational, hingen doch noch 
1973 circa die Hälfte der Arbeitsplätze vom Absatz im Inland ab. Zum anderen muss die 
neue strukturelle Ungewissheit in Rechnung gestellt werden, welche sich aus der ver-
schärften Konkurrenz von Standorten um Aufträge, Investitionen und Verantwortlichkei-
ten ergab und ein nationales framing von Interessen begünstigte. Die Tatsache, dass deut-
sche Standorte meist einen konkreten britischen ›Gegenspieler‹ hatten (z. B. Dagenham-
Köln, Merkenich-Dunton) führte immer wieder zu Rivalitäten, die keineswegs auf die 
Gewerkschaften beschränkt blieben, wie Tollidays Darstellung der Managementkonflik-
te in der FoE-Gründungsphase verdeutlicht.44 Solche Tendenzen wurden noch zusätzlich 

—————— 
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dadurch verstärkt, dass die Autoindustrie in der Nachkriegszeit oft als Symbol nationaler 
Wirtschaftskraft galt – Volkswagen wurde ebenso zum Inbegriff für das deutsche ›Wirt-
schaftswunder‹ wie British Leyland für den British decline.45 Fords europäische Modell-
standardisierung bot hier eine ideale Plattform für Vergleiche. Zum Beispiel organisierte 
der Daily Mirror im März 1971 einen Wettkampf zwischen jeweils einem in Großbritan-
nien und Deutschland hergestellten Ford Capri, der auch einen Werkstatttest in der ›neutra-
len‹ Schweiz umfasste.46 

Dass deutsche Gewerkschaften bei Ford die Idee der ›nationalen Autonomie‹ hochhiel-
ten, kann angesichts der in den späten 1960er Jahren aufflammenden öffentlichen Debat-
ten über die von multinationalen Firmen ausgehenden Gefahren für nationale Souveräni-
tät und über vor ausländischen Übernahmen zu schützende national champions ebenfalls 
kaum überraschen.47 Zudem sollte man die radikale Innovation von Fords Europäisierung 
nicht unterschätzen; gerade im Automobilsektor waren Design und Konstruktion mit ge-
wissen ›nationalen Stilen‹ assoziiert, und in der Fachpresse wie auch innerhalb der Ford-
Organisation selbst gab es eine lebhafte Debatte darüber, wie stark vereinheitlichend eine 
paneuropäische Modellpolitik sein dürfe und solle.48 

Ein weiterer entscheidender Unterschied zur EG-Integration bestand darin, dass Europa 
im Falle von Ford of Europe nicht auf einen Wirtschaftsraum begrenzt blieb, sondern 
konkrete Auswirkungen auf nationale Arbeitsbeziehungen hatte. Besonders augenfällig 
war dies im Falle des Einsatzes ausländischer Manager, deren oft geringe Kenntnis des 
deutschen Rechts immer wieder zu Konflikten mit Arbeitnehmervertretern führte. Dabei 
wurde einmal mehr die angebliche britische Dominanz innerhalb der Ford of Europe-Hol-
ding angegriffen, wie z. B. in einem Protest aus dem Jahr 1973: 

»Der englische Einfluß geht schon so weit, dass englische Manager Überstunden anordnen, ohne 
die gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen zu beachten. Hat man es nicht für nötig gehalten, 
diese Herren mit dem deutschen Betriebsverfassungsgesetz vertraut zu machen? Wir sind gerne 
bereit, den Engländern Nachhilfeunterricht zu geben.«49 

Stärker strukturell bedingt war das Problem, dass Mitbestimmungsprozesse durch die neue 
europäische Managementkoordinierung verkompliziert und in ihrer Wirksamkeit einge-
schränkt wurden. Manager in der deutschen Konzernfiliale waren über Ford of Europe 
betreffende Probleme oft nicht auskunftsfähig, und Entscheidungen, z. B. im Hinblick auf 
die Personalplanung, konnten erst nach Rücksprache mit FoE getroffen werden. Der Ein-
fluss des Aufsichtsrats der Fordwerke AG wurde durch die europäische Koordinierung 
von Produkt-, Produktions- und Investitionsplanung reduziert. Es war nicht zuletzt die 
Unzufriedenheit über diese Entwicklungen, die deutsche Gewerkschafter bei Ford immer 
wieder zu Protesten gegen FoE veranlasste.50 

Anhaltspunkte für bewusste Versuche Fords, die Gründung der europäischen Holding 
für eine Strategie der Umgehung von Mitbestimmungsrechten zu nutzen, gibt es kaum. Im 
Gegensatz zur Situation in Großbritannien, wo Ford sich in den späten 1960er und frü-
hen 1970er Jahren aktiv in die Debatte über die Reform der industrial relations einmisch-

—————— 
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te51, hielt sich das Unternehmen in Deutschland eher zurück. In einer Analyse aus dem  
Jahr 1974 empfahl FoE zwar, die Arbeitgeberlobby gegen die paritätische Mitbestimmung 
zu unterstützen, zog aber im Allgemeinen die Schlussfolgerung, »that the movement to-
wards co-determination in Europe is accelerating fast and is inevitable«.52 Auch wenn 
man daher die Auswirkungen von Fords Europäisierung für die deutsche Mitbestimmung 
zumindest teilweise als unbeabsichtigte ›Kollateralschäden‹ interpretieren kann, so machte 
dies die Situation für deutsche Gewerkschafter nicht weniger problematisch – und ihren 
Einsatz für Autonomie der nationalen Tochtergesellschaft umso plausibler: Je mehr Ent-
scheidungen in nationale Zuständigkeit fielen, desto stärker konnten Mitbestimmungs-
rechte greifen. 

Im Übrigen wurde der Wunsch nach nationaler Autonomie noch dadurch verstärkt, 
dass mit der FoE-Gründung auch die Interdependenz von Tarifverhandlungen in den ein-
zelnen nationalen Ford-Gesellschaften zunahm, was insbesondere darin seinen Ausdruck 
fand, dass Streiks in Belgien und Großbritannien zwischen 1968 und 1973 wiederholt zu 
wochenlanger Kurzarbeit in deutschen Werken führten. Betriebsratsvertreter kritisierten, 
dass deutsche Arbeitnehmer den Preis für den Zusammenbruch des europäischen Liefer-
netzes zu tragen hätten.53 Immer wieder warben sie dafür, deutsche Werke unabhängiger 
zu machen, und zwar insbesondere von den oft als ›englische Krankheit‹ bezeichneten 
Arbeitskonflikten in Großbritannien.54 

All diese Beispiele verdeutlichen, wie stark die Europäisierung von Firmenstrategien 
und -strukturen seit 1967 zu einer ›Nationalisierung‹ deutscher Gewerkschaftspolitik bei 
Ford beitrug. In diesem Prozess wurden gewerkschaftliche Positionen einerseits von wirt-
schaftsnationalistischen Topoi durchtränkt, bedienten sich andererseits aber dieser Topoi 
und nationaler Einflusskanäle auch bewusst, um konkrete Interessen zu verfolgen. Es ist 
z. B. offensichtlich, dass deutsch-britisches Konkurrenzdenken letztlich in der traditionel-
len Vorstellung von der Weltwirtschaft als Wettbewerb zwischen Nationen wurzelte55 – 
obwohl die konkurrierenden Einheiten die lokalen Werke in Köln, Dagenham, Saarlouis, 
Halewood und anderswo waren. Gleichzeitig handelte es sich dabei aber um eine gewerk-
schaftsspezifische Version dieser Vorstellung, welche vom Interesse an Beschäftigungs-
sicherheit dominiert wurde. Der Einsatz für nationale Unternehmensautonomie reflektierte 
in ähnlicher Weise sowohl die Internalisierung des normativen Ideals der nationalen Kon-
trolle wirtschaftlicher Ressourcen als auch die konkrete gewerkschaftliche Sorge um den 
Erhalt von Mitbestimmungsrechten. 

Diese Sorge um die Mitbestimmung war im Übrigen auch dadurch motiviert, dass Be-
teiligungs- und Konsultationsrechte des Betriebsrats selbst zum wichtigsten Instrument 
praktischer gewerkschaftlicher Politik gegenüber Ford of Europe wurden. Anders als die 
britischen Gewerkschaften mit ihrer massiven Lobby ›externer‹ Akteure wie Regierung 
und Parlament56 konzentrierten sich deutsche Arbeitnehmervertreter auf unternehmens-
interne Prozesse. Allerdings ging es hier nicht mehr nur um die Verteidigung angestamm-
ter Rechte, sondern auch um die Schaffung neuer Einflussmöglichkeiten und die Anpas-
sung von Verfahren an die neue europäische Umwelt. Dabei wurde früh ein Muster deut-
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lich, das die dosierte Mobilisierung von Belegschaft und juristischem Drohpotenzial mit 
der Idee einer nationalen Koalition mit dem Management der deutschen Tochtergesell-
schaft verband. Schon in den späten 1960er und frühen 1970er Jahren kam es einige Male 
zu kurzen Arbeitsniederlegungen, um gegen FoE-Entscheidungen zu protestieren, und 
Betriebsversammlungen wurden regelmäßig dazu genutzt, die Politik der europäischen 
Holding zu kritisieren. Gleichzeitig drohten Ford-Betriebsräte wiederholt mit gerichtli-
chen Schritten, um z. B. Mitbestimmungsrechte bei Abteilungsverlagerungen ins Ausland 
durchzusetzen.57 In einem Fall gelang es, eine von Ford of Europe initiierte Veränderung 
der Jahresferiendauer durch Anrufung der im Betriebsverfassungsgesetz vorgesehenen 
Einigungsstelle zu revidieren.58 

Am wichtigsten war jedoch die Zusammenarbeit mit dem deutschen Management, wo-
bei die bei Ford in der Nachkriegszeit traditionell stark ausgeprägte Idee der Sozialpart-
nerschaft gewissermaßen eine nationale Komponente erhielt, welche sich insbesondere 
aus dem gemeinsamen Einsatz für die Zukunft der deutschen Standorte speiste. Diese Zu-
sammenarbeit erlaubte es deutschen Arbeitnehmervertretern, durch quasi-vertragliche 
Abmachungen (sogenannte Regelungsabsprachen) rechtzeitig über wichtige europäische 
Entwicklungen informiert und konsultiert zu werden, und eröffnete gleichzeitig informelle 
Einflusskanäle durch Treffen mit deutschen Spitzenmanagern, die auch wichtige Positio-
nen innerhalb der europäischen Holding bekleideten. In diesem Zusammenhang war es 
wenig verwunderlich, dass der Ford-Betriebsrat bei seinem Einsatz für die Reform der 
Unternehmensmitbestimmung in den frühen 1970er Jahren weniger auf die Parität zwi-
schen Kapital und Arbeit als auf den notwendigen Kampf für ein stärkeres deutsches Ge-
wicht innerhalb Ford Europas abhob.59 

Die konkrete Ausprägung dieser gewerkschaftlichen Strategien konnte durchaus variie-
ren – der Betriebsrat der Produktentwicklung in Merkenich galt z. B. in den frühen 1970er 
Jahren als wesentlich konfliktfreudiger als sein Pendant in den Kölner Produktionsberei-
chen.60 Interessanterweise kam es dabei entgegen der sonstigen Abgrenzung von der ›eng-
lischen Krankheit‹ auch zu gelegentlichen Überlegungen zum »Import« britischer Ge-
werkschaftstaktiken61, was allerdings nichts an der nationalen Orientierung der Arbeit-
nehmervertreter änderte. Ganz im Gegenteil: Militante Proteste gegen Ford of Europe 
waren bisweilen sogar dadurch motiviert, ähnlichen Gewerkschaftsaktionen in Großbri-
tannien »etwas entgegenzusetzen«.62 Divergenzen innerhalb der deutschen Ford-Gewerk-
schaftsorganisation waren weniger das Ergebnis von Konflikten zwischen ›Nationalisten‹ 
und ›Internationalisten‹, als von Meinungsverschiedenheiten über die Instrumente natio-
naler Strategien, insbesondere in Bezug auf das Verhältnis zum deutschen Management. 
Während einige Betriebsräte teilweise harsche Kritik an der ihrer Meinung nach zu nach-
giebigen Haltung deutscher Manager gegenüber Ford of Europe äußerten, warnten mo-
derate Stimmen davor, dass solche Kritik die Stellung der deutschen Tochtergesellschaft 
innerhalb der europäischen Holding gefährden könne. Gleichzeitig begann Ford of Europe, 
eine gewisse Rolle für Machtkämpfe innerhalb der Ford-Gewerkschaftsorganisation zu 
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spielen, wie z. B. 1973, als der Betriebsratsvorsitzende Ernst Lück nach dem desaströsen 
›Türkenstreik‹ versuchte, die aufgebrochenen internen Konflikte u. a. mit Verweis auf den 
gemeinsamen ›Feind‹ Ford of Europe zu mildern.63 Diese Tendenz sollte in den kom-
menden anderthalb Jahrzehnten noch deutlich zunehmen. 

IV. KONTINUITÄT UND WANDEL DER VERFLECHTUNG VON EUROPÄISIERUNG UND 
›NATIONALISIERUNG‹ (1974–1989) 

Zum Zeitpunkt des Ausbruchs der Rezession 1974 waren die Konturen der Verflechtung 
von Europäisierung und ›Nationalisierung‹ deutscher Gewerkschaftspolitik bei Ford also 
bereits klar umrissen. Doch war diese Dialektik in den einzelnen Unternehmensbereichen 
zunächst sehr unterschiedlich ausgeprägt und unterlag auch starken zeitlichen Schwan-
kungen. Ford of Europe wurde zwar unzweifelhaft zu einem häufig wiederkehrenden 
Problem deutscher Arbeitnehmervertreter, verschwand aber zeitweise auch wieder von 
den gewerkschaftlichen Agenden. Selbst dort, wo Europäisierung bereits eine bedeuten-
de Rolle spielte (vor allem in der Produktentwicklung), gab es doch andere Themen, die 
deutlich wichtiger waren, insbesondere die ab Ende der 1960er Jahre in vielen deutschen 
Betriebsräten diskutierten Fragen der Arbeitsorganisation, der Lohn- und Gehaltsstruktu-
ren sowie der Überstundenpolitik. Erst ab Mitte der 1970er und noch stärker ab Anfang 
der 1980er Jahre trat ein Prozess der Verbreiterung und Verstetigung des gewerkschaft-
lichen Interesses an Ford of Europe ein. Gleichzeitig wurde die strategische Antwort auf 
Europäisierungsprozesse zu einem, wenn nicht sogar dem zentralen Thema deutscher Ge-
werkschaftspolitik bei Ford. 

Dieser Wandel war nicht zuletzt das Ergebnis der veränderten wirtschaftlichen und 
unternehmensspezifischen Rahmenbedingungen. Die Ölkrise 1973 hatte das Ende des 
westeuropäischen Nachkriegsbooms eingeläutet. Schwächeres Wachstum, die mit be-
schleunigter Technologieentwicklung einhergehende partielle Entkopplung von Absatz- 
und Beschäftigungszuwachs und die durch die japanische Exportoffensive eingeleitete 
Verschärfung der Konkurrenzsituation drängten die Gewerkschaften bei Ford wie in vie-
len anderen deutschen und europäischen Automobilunternehmen in die Defensive. Der 
Fokus gewerkschaftlicher Betriebspolitik verlagerte sich zunehmend von Lohn- und Ar-
beitsbedingungen zu Fragen der Beschäftigungssicherung.64 Im konkreten Fall der Ford-
werke AG stieg die Zahl der Arbeitnehmer zwar bis 1977 rasch wieder auf das vor der 
Ölkrise erreichte Niveau an, stagnierte aber bis Ende der 1970er Jahre und sank dann nach 
dem zweiten Ölschock bis Mitte der 1980er Jahre deutlich ab.65 

Gleichzeitig wurde die Rolle der europäischen Holding-Gesellschaft weiter gestärkt, 
was seinen Ausdruck nicht zuletzt in europaweit durchgeführten Programmen zur Kosten-
senkung fand (z. B. »After Japan« 1979–1980).66 Der von Ford of Europe immer stärker 
praktizierte Vergleich zwischen einzelnen Werken verschärfte den Standortwettbewerb. 
Das europäische Verbundkonzept wurde durch die Integration neuer Fertigungsstätten in 
Spanien und Frankreich weiter vorangetrieben und ausgedehnt, was die Situation für die 
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deutschen Werke schwieriger machte. Wie bereits beschrieben fiel der deutsche Anteil an 
Fords europäischer Produktion in den 1980er Jahren leicht zurück. 

Kaum überraschend verstärkten diese Veränderungen das bereits seit den späten 1960er 
Jahren erkennbare Wahrnehmungsmuster Europas als Bedrohung national definierter In-
teressen in den deutschen Standorten. Der Betriebsrat der Produktentwicklung forderte 
z. B. im Februar 1975, es müsse endlich wieder mehr deutscher Einfluss auf die Produkte 
erreicht werden, weswegen zu prüfen sei, »ob die Gründung von Ford of Europe zumin-
dest für den Entwicklungsbereich rückgängig gemacht werden muss.«67 Eine von der IG 
Metall-Vertrauenskörperleitung im November 1980 verabschiedete Resolution erklärte 
die mit »US-Cowboymethoden aus dem 19. Jahrhundert selbstherrlich herrschende euro-
päische Ford-Zentrale« zum Hauptverantwortlichen für die zunehmenden Beschäftigungs-
probleme in den deutschen Werken.68 

Wie diese Zitate verdeutlichen, verstärkte sich wirtschaftsnationalistisches Denken als 
Grundmuster deutscher Gewerkschaftspolitik bei Ford seit Mitte der 1970er Jahre noch-
mals erheblich. Die Vorstellung, dass die Ressourcenkonkurrenz zwischen europäischen 
Ford-Betrieben quasi auf einer Mikroebene den weltwirtschaftlichen Wettbewerb zwi-
schen verschiedenen Nationen abbildete, wurde immer mehr zu einem diskursiven Grund-
muster. Dieses verblieb allerdings auch weiterhin in einer gewerkschaftsspezifischen Ver-
sion, die die beschäftigungspolitischen Aspekte dieses Wettbewerbs betonte: Wirtschafts-
nationalistische Reflexe waren immer dann besonders stark, wenn der Abbau von Arbeits-
plätzen oder gar die Schließung ganzer Werke drohte. So kam es während der Rezession 
1974 / 75 zu heftigen Betriebsratsprotesten gegen den geplanten Abbau von circa 2.000 
Stellen im Angestelltenbereich, und zwar vor allem deshalb, weil die in Großbritannien 
geplanten Kürzungsmaßnahmen deutlich geringer ausfallen sollten. Gleichzeitig mobili-
sierten Arbeitnehmervertreter Widerstand gegen die Ford-Investitionen in Spanien, wel-
che aus in Deutschland erwirtschafteten Gewinnen finanziert worden seien.69 

Seit den späten 1970er Jahren verdichtete sich dieses Wahrnehmungsmuster zu einer 
strukturellen Konstante deutscher Gewerkschaftspolitik bei Ford. Arbeitnehmervertreter 
beschworen nun nahezu permanent die Gefahr, dass deutsche Produktion und Investitio-
nen an Ford-Standorte in anderen europäischen Ländern verloren gehen könnten; die Si-
cherung deutscher Jobs im europäischen Investitionswettbewerb wurde zum Leitmotiv 
der Betriebsratsarbeit. Besonders drastisch kam dies im Kampf gegen Erweiterungsin-
vestitionen in anderen europäischen Werken 1979 / 80 und in der Betriebsratslobby für 
eine neue Motoren- und Getriebeproduktion in Köln Mitte der 1980er Jahre zum Aus-
druck.70 Der Vorsitzende des Ford-Gesamtbetriebsrats Kuckelkorn verglich die Ausein-
andersetzungen um Zukunftsinvestitionen insbesondere zwischen den deutschen und bri-
tischen Tochtergesellschaften gar mit einem »Wirtschaftskrieg«.71 

Angesichts dieser von wirtschaftsnationalistischen Topoi durchtränkten Rivalitätswahr-
nehmung und der zunehmend schwieriger werdenden Beschäftigungssituation kann es 
kaum verwundern, dass sich die schon seit 1967 geübte Gewerkschaftskritik an der Poli-
tik der europäischen Holdinggesellschaft ab den späten 1970er Jahren nochmals deutlich 
verschärfte. Dabei hatte es nach 1974 zunächst nach einer Milderung dieser Kritik ausge-
sehen, hatte Ford of Europe doch wegen der weiter gefährlich sinkenden Verkäufe in der 
Bundesrepublik einen deutlichen Schwenk in der Produktpolitik vorgenommen, mit des-
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sen Hilfe der Anklang europäischer Ford-Modelle auf dem deutschen Markt verbessert 
wurde.72 Der bis 1976 rasch steigende Inlandsmarktanteil und die mit der Umorientie-
rung verbundene Stärkung des deutschen Einflusses innerhalb der europäischen Holding 
schienen auch von den Arbeitnehmervertretern honoriert zu werden. Der Betriebsrat der 
Produktentwicklung lobte z. B. »die Straffung der Modelllinie und die Beseitigung des 
anglo-amerikanischen Chromgeschmacks«.73 

Doch diese Entspannung war nur von kurzer Dauer. Schon 1979 / 80 kehrte die Kritik an 
der »einfallslosen Modellpolitik« von FoE zurück, wobei angesichts zunehmender Exporte 
der deutschen Tochtergesellschaft ins Vereinigte Königreich nun neben Klagen über die 
Vernachlässigung des deutschen Marktes vereinzelt auch Sorgen über den Absatz von 
Modellen in Großbritannien laut wurden. Der GBR-Vorsitzende Kuckelkorn kritisierte 
z. B. 1984 die Ford of Europe-Entscheidung, das neue Modell »Sierra« ohne eine Stufen-
heckversion einzuführen: »Wer die konservative Liebe der Briten für ein Kofferklappen-
modell kennt, darf dies nicht einfach ignorieren.«74 Zudem wurde die Kritik an der euro-
päischen Holding nun auf zahlreiche andere Felder ausgedehnt, von der Händlerorgani-
sation bis zum Marketing. 

Wie bereits in den frühen 1970er Jahren wurde Ford of Europe nicht nur der Unfähig-
keit bezichtigt, sondern auch der bewussten Vernachlässigung deutscher Interessen, ein 
Argument, das in den 1980er Jahren nochmals an Gewicht gewann, weil die britische 
Tochtergesellschaft nun versuchte, ihren in den 1970er Jahren verlorenen Boden zumin-
dest teilweise wiedergutzumachen. Deutsche Arbeitnehmervertreter verdächtigten Ford of 
Europe, Investitionskostenrechnungen zugunsten britischer Standorte zu manipulieren, 
die Auslastung deutscher Werke bewusst zu reduzieren und die konzerninternen Verrech-
nungspreise so zu gestalten, dass der größte Teil der Gewinne in Großbritannien anfiel, 
um damit zusätzliche Investitionen in den britischen Werken rechtfertigen zu können.75 
Die zunehmende Obsession mit ›unseren‹ in Deutschland erwirtschafteten Gewinnen 
führte auch dazu, dass die Kosten für die europäische Managementkoordinierung selbst 
attackiert wurden, welche angeblich überproportional durch die deutsche Tochtergesell-
schaft getragen werden müssten. Die griffige Betriebsratsformel vom »bürokratischen 
Wasserkopf in Warley«, die im Übrigen bis ins mittlere Fordwerke-Management hinein 
auf lebhaften Anklang stieß76, erhielt ab 1985 durch die Gründung der wesentlich schlan-
keren und in der ›neutralen‹ Schweiz angesiedelten General Motors-Europazentrale noch 
zusätzliche Nahrung. 

Die ab den späten 1970er Jahren extrem negative gewerkschaftliche Wahrnehmung von 
Ford of Europe hatte noch einen anderen Grund, nämlich die ab dieser Zeit erkennbare 
Managementtendenz, deutsche Lohn- und Arbeitsstandards mit Verweis auf die europäi-
sche Investitionskonkurrenz infrage zu stellen. Geschah dies zunächst noch unsystema-
tisch und mit wenig Nachdruck77, so entwickelte sich ab 1984 ein harter Konflikt über 
vom europäischen und auch vom deutschen Management geforderte Kostensenkungen, 
einerseits im Rahmen der Umsetzung der IG Metall-Tarifergebnisse zur Arbeitszeitver-
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kürzung78 und andererseits im Zusammenhang mit direkten Verlagerungsdrohungen durch 
das Management. So konfrontierte Ford of Europe 1985 nach einem Jahresverlust der 
deutschen Tochter von rund 550 Millionen DM den Gesamtbetriebsrat mit einem Ulti-
matum zu Belegschaftsabbau und Kürzung betrieblicher Sozialleistungen, dessen Nicht-
beachtung zur Verlagerung von weiten Bereichen der Produktentwicklung von Merkenich 
nach Dunton führen werde.79 Die deutschen Arbeitnehmervertreter reagierten mit schar-
fem Protest und erklärten, dass der ausgewiesene Verlust selbst durch die Inkompetenz 
von Ford of Europe und die bewusste Vernachlässigung der deutschen Tochtergesellschaft 
verursacht worden sei. Dem Argument der zu hohen deutschen Arbeitskosten wurde ent-
gegengehalten, dass diese durch die im Vergleich zu Großbritannien höhere Produktivi-
tät und Qualität mehr als ausgeglichen würden.80 

Gewissermaßen als Spiegelbild der massiven Kritik an Ford of Europe war deutsche 
Gewerkschaftspolitik auch in den 1980er Jahren noch stark von der Idee nationaler Un-
ternehmensautonomie beeinflusst; bisweilen wurden sogar wieder radikale Forderungen 
nach Loslösung der deutschen Tochtergesellschaft von der europäischen Holding erho-
ben.81 Allerdings blieb dabei völlig unklar, wie eine solche Loslösung angesichts der zu-
nehmenden Stabilität des europäischen Verbundes ohne massive Verwerfungen praktisch 
umgesetzt werden sollte. Innerhalb des deutschen Managements wurde solche Verbalra-
dikalität immer weniger ernst genommen. 

Auf der anderen Seite gab es gerade im mittleren Fordwerke-Management auch weiter-
hin starke Sympathien für vom Betriebsrat lancierten spezifischen Initiativen zur Wah-
rung oder Wiederherstellung autonomer Handlungsspielräume der nationalen Gesellschaf-
ten gegenüber Ford of Europe, z. B. im Hinblick auf Planungsrechte und Budgetvoll-
machten.82 Aus der Sicht der deutschen Arbeitnehmervertreter ging es hier wie schon in 
der Frühzeit der europäischen Holding natürlich nicht nur um das Prinzip der nationalen 
Kontrolle selbst, sondern auch um die damit verbundene bessere Wirksamkeit von Mitbe-
stimmungsrechten. Als der GBR-Vorsitzende Kuckelkorn 1980 wieder einmal eine größe-
re Eigenständigkeit für das deutsche Management einforderte, betonte er nicht zuletzt das 
Eigeninteresse des Betriebsrates an einem kompetenten und entscheidungsfähigen Ver-
handlungspartner.83 Parallel und in gewisser Spannung dazu betonten deutsche Arbeit-
nehmervertreter aber auch immer stärker, wie wichtig die Verteidigung und Verstärkung 
des deutschen Einflusses auf europäische Entscheidungsprozesse selbst seien. Vor allem 
in der Produktentwicklung drängte der Betriebsrat ab Mitte der 1980er Jahre quasi stell-
vertretend auf eine stärkere Präsenz deutscher Manager in FoE-Führungspositionen, um 
die »nationalistische englische Politik« der europäischen Holding zu korrigieren.84 

Die praktische gewerkschaftliche Politik gegenüber Ford of Europe war auch in den 
1980er Jahren von dem bereits in der Frühzeit erkennbaren Mix aus der Mobilisierung 
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rechtlicher Ressourcen und der Belegschaft sowie der nationalen Koalition mit dem deut-
schen Management gekennzeichnet, zunehmend ergänzt durch öffentliche Proteste und 
Strategien des Co-Management85, mit denen sich Arbeitnehmervertreter immer stärker 
über den klassischen Rahmen gewerkschaftlicher Betriebspolitik hinauswagten. Die ge-
naue Mischung dieser Instrumente variierte in den einzelnen Unternehmensbereichen. 

Im juristischen Feld setzten deutsche Arbeitnehmervertreter weiterhin auf die Ausnut-
zung von betriebsverfassungsrechtlichen Rechtspositionen – mit wechselndem Erfolg. So 
scheiterte der Betriebsrat in Saarlouis 1979 mit einem Versuch, sein Vetorecht im Hin-
blick auf Sonderschichten dazu zu nutzen, Neuinvestitionen für das Werk durchzusetzen.86 
Dagegen gelang es dem Gesamtbetriebsrat 1988 u. a. durch die glaubwürdige Drohung 
mit der unternehmensweiten Verweigerung von Überstundenanträgen, eine mittelfristige 
Garantie für alle deutschen Ford-Standorte zu erreichen. Gleichzeitig beriefen sich Ar-
beitnehmervertreter nun auch verstärkt auf die Bestimmungen des deutschen Aktienge-
setzes, vor allem zur Durchsetzung von Forderungen nach mehr operativer Eigenständig-
keit für die deutsche Tochtergesellschaft.87 

Juristisches Drohpotenzial dieser Art war immer dann besonders effektiv, wenn es durch 
die Mobilisierung der Belegschaft untermauert werden konnte. Insbesondere für politisch 
riskante und in einer rechtlichen Grauzone liegende Strategien wie die koordinierte Ver-
weigerung von Überstunden war eine breite Unterstützung in der Belegschaft unabding-
bar. Diese Unterstützung sollte vor allem durch die Betonung der mit Ford of Europe ver-
bundenen Probleme in Betriebsversammlungen und Betriebsratspublikationen erreicht 
werden. Seit circa 1979 / 80 fehlte in kaum einem Tätigkeitsbericht des Gesamtbetriebsrats 
der Verweis auf Ford of Europe als Bedrohung Nr. 1 für deutsche Jobs, Lohn-, Arbeits- 
und Mitbestimmungsstandards. Trotz gelegentlicher Beteuerungen, man sei nicht prinzi-
piell gegen Europa und Fords europäisches Koordinierungssystem88, grenzte dies biswei-
len an offen nationalistische Positionen. Immer wieder appellierte der Gesamtbetriebsrat 
an nationale Solidaritätsgefühle jenseits von Standort- und Partikularinteressen – von 
»Berlin bis an die Saar« müssten Arbeitnehmer in deutschen Ford-Niederlassungen gegen 
die europäische Holding zusammenstehen.89 Dies beinhaltete auch bewusste Versuche 
der Konstruktion einer nationalen ›Opfergemeinschaft‹, z. B. 1985, als der GBR in Eigen-
initiative die Verhandlungen über Einsparungen in der Produktentwicklung auf andere 
Unternehmensbereiche ausdehnte, um eine breitere Streuung der Lasten zu erreichen.90 

Es kann kaum überraschen, dass diese Strategien auch auf Widerstand stießen. In einer 
internen Klausur 1986 beispielsweise bemängelten einige Teilnehmer, das Thema Ford 
of Europe werde »überstrapaziert«, und die GBR-Führung musste ernüchtert feststellen, 
dass »für manche im GBR Köln das zu sein [scheint], was England [d. h. Ford of Europe, 
T. F.] für Köln ist.«91 Die im September 1985 ausgehandelte Restrukturierungsvereinba-
rung mit ihrer breiten Lastenverteilung im Hinblick auf den Abbau betrieblicher Sozial-
leistungen führte zu Protesten und zahlreichen Gewerkschaftsaustritten.92 Schaut man je-
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doch auf die Ergebnisse der Betriebsratswahlen als Gradmesser, so scheint sich die auf 
die Verteidigung national definierter Interessen gerichtete Politik ausgezahlt zu haben. 
Die Verbesserung der IG Metall-Position innerhalb des Betriebsrats in den 1980er Jahren 
ging nämlich mit einer klaren Strategie einher, Ford of Europe betreffende Probleme im-
mer stärker in den Vordergrund des Wahlkampfs zu rücken.93 Ein Werbeflugblatt zur Be-
triebsratswahl 1987 tat beispielsweise kund, dass die »letzten drei Jahre die härtesten seit 
Bestehen der AG [waren], die wir gemeinsam durchschreiten mussten«, und zwar vor al-
lem wegen der »ständigen und massiven Angriffe auf unsere Arbeitsplätze durch das eu-
ropäische Management.« In dieser Zeit komme es darauf an, mit geschlossener Unter-
stützung für die Kandidaten der IG Metall ein Signal an Ford of Europe zu senden: »Bei 
dieser Betriebsratswahl geht es um mehr als nur eine Wahl. Es geht darum, die Zukunft 
der deutschen Fordwerke AG weit über das Jahr 1990 hinaus zu sichern.«94 

Neben dem bewussten Appell an Nationalgefühle stellten die IG Metall-Vertreter auch 
ihre Erfahrung und Sachkenntnis heraus, welche für Verhandlungen mit Ford of Europe 
von entscheidender Bedeutung seien: »Auch in Zukunft werden Arbeitnehmervertreter 
gegen Pläne der Ford Europa-Zentrale anzutreten haben. Deshalb: IG Metall – Erfahrung 
und Kompetenz.«95 Dies diente einerseits natürlich der Diskreditierung von Konkurrenz, 
spiegelte anderseits aber auch einen tatsächlichen Wandel der Interessenvertretungspraxis 
in Richtung Co-Management wider, welcher nicht zuletzt durch die Europäisierung von 
Unternehmensstrukturen und -strategien befördert wurde. Seit den späten 1970er Jahren 
mischten sich deutsche Ford-Arbeitnehmervertreter über die traditionelle Repräsentation 
im Aufsichtsrat hinaus immer mehr in eigentlich klassische Managementprärogative ein, 
um Produktion und Investitionen in den deutschen Standorten abzusichern. Betriebsräte 
sorgten sich um die Verjüngung der Belegschaft zur Verbesserung der Investitionschan-
cen, entwarfen Pläne für ein kosteneffizientes Layout in Fabrikhallen, machten Vorschläge 
für ein besseres Produktdesign und Marketing, drängten auf eine Reform der Zinspolitik 
der Ford-Kreditbank und vieles andere mehr.96 Ein besonders drastisches Beispiel war 
1985 die Reise einer GBR-Delegation nach Detroit, um bei der Konzernspitze durch Vor-
lage einer eigenen Investitionskostenrechnung die von Ford of Europe getroffene Ent-
scheidung zur Motorenproduktion in einem englischen Standort als betriebswirtschaftli-
chen Fehler zu »entlarven«.97 Während diese Initiative fehlschlug, gelang es deutschen 
Arbeitnehmervertretern 1988 sogar, eine auch vom Ford of Europe-Vizepräsidenten 
Hayden mit unterzeichnete Vereinbarung abzuschließen, wonach Betriebsräte betroffener 
Werke vor Investitionsentscheidungen Gelegenheit erhalten würden, »anhand von nach-
vollziehbaren Fakten und Daten die Investitionszahlen zu überprüfen und ggf. Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Investitionen zu unterbreiten.«98 

Auch gegen diesen Wandel der Interessenvertretungspolitik gab es Widerstand inner-
halb der Ford-Gewerkschaftsorganisation. Einerseits wurde kritisiert, dass eine derart de-
taillierte Beschäftigung mit Unternehmensangelegenheiten nicht der Rolle von Betriebs-
räten entspreche, da die Grenzen zwischen Management und Arbeitnehmervertretung ver-
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wischt würden. Andererseits bestand eine wichtige Konsequenz des Co-Management da-
rin, dass Betriebsräte aktiv auf Entscheidungen drängten, die durchaus negative Konse-
quenzen für Gruppen von Arbeitnehmern haben konnten, z. B. durch Versetzungen, höhe-
res Arbeitstempo, Abgruppierung in niedrigere Lohngruppen und ab 1985 auch den Ab-
bau bestimmter betrieblicher Sozialleistungen. Doch konnte diese bisweilen weit verbrei-
tete Unzufriedenheit von kritischen Minderheiten innerhalb der Gewerkschaftsorganisa-
tion kaum zur Verbesserung ihrer Positionen genutzt werden, was nicht zuletzt daran lag, 
dass es den führenden Betriebsräten gelang, solche Probleme als unvermeidliche Folgen 
des Kampfes gegen Pläne der europäischen Holding darzustellen.99 Auf diese Weise wurde 
die IG Metall bei Ford zu einem Pionier der Idee des Co-Management, welche dann in 
den 1990er Jahren in breitem Umfang Eingang in das Repertoire gewerkschaftlicher Be-
triebspolitik in der Bundesrepublik finden sollte.100 

Diese Transformation konnte nicht ohne Auswirkungen auf das Verhältnis der Arbeit-
nehmervertreter zum deutschen Management bleiben. Die seit den späten 1960er Jahren 
etablierte nationale Variante von Konfliktpartnerschaft mit ihrer Mischung aus geteiltem 
Bekenntnis zu deutschen Standorten und Auseinandersetzungen über die Wege zu diesem 
Ziel verstärkte sich deutlich, erfuhr aber gleichzeitig auch einen Wandel. Die Tatsache, 
dass führende Betriebsräte sich in immer neue Bereiche der Unternehmensplanung ein-
mischten, führte immer wieder zu Irritationen und Konflikten, insbesondere dann, wenn 
Arbeitnehmervertreter dies ohne Wissen oder sogar gegen den Rat des deutschen Mana-
gements taten, wie z. B. im Falle der USA-Reise des GBR 1985. Noch konfliktträchtiger 
waren öffentliche Betriebsratsproteste gegen Ford of Europe, obwohl sich die Arbeitneh-
mervertreter dabei oft stellvertretend für die Rechte des nationalen Managements stark 
machten.101 Unternehmensintern gab es große Unterschiede zwischen den Betriebsräten 
in einzelnen Standorten. In der Produktentwicklung z. B. attackierte der Betriebsrat das 
nationale Management oft, und zwar vor allem dann, wenn aus Sicht der Gewerkschafts-
vertreter deutsche Positionen innerhalb von Ford of Europe durch Fehler oder eine als zu 
schwach empfundene Lobby für deutsche Interessen gefährdet wurden.102 In den Kölner 
Produktionsbereichen wurden solche internen Konflikte selbst in Betriebsversammlungen 
oft bewusst heruntergespielt. Deutsche Manager wurden zwar ermahnt, sich stärker für 
nationale Interessen einzusetzen, doch wurden sie vor allem als Opfer der verfehlten Ford 
of Europe-Politik dargestellt. 

Jenseits aller Konflikte wurde die deutsche Standortkoalition aus Kapital und Arbeit in 
den 1980er Jahren noch enger als in der Frühzeit von Ford of Europe. Immer wieder kam 
es zu informellen Absprachen oder Vereinbarungen, mit denen Investitionen für die deut-
schen Werke gesichert werden konnten. Im Falle der Restrukturierungskrise 1985 legten 
Fordwerke-Manager schnell einen ›Plan B‹ vor, der im Gegensatz zum ursprünglichen 
europäischen Plan eine geringere Personalreduzierung und den Verbleib der Produktent-
wicklung in Merkenich vorsah, und zur Basis für erfolgreiche Verhandlungen mit dem 
Betriebsrat wurde.103 Arbeitnehmervertreter priesen diese Initiative als Beispiel, wie Ford 
of Europe durch gemeinsames Handeln auf nationaler Ebene in die Schranken gewiesen 
werden konnte. Das resultierende Abkommen wurde gegen Kritik aus der Belegschaft mit 
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dem Argument verteidigt, man habe das Schlimmste verhindern können. Ford of Europe 
bekam hier die Funktion eines Sündenbocks, durch den eine national definierte Form der 
Sozialpartnerschaft gerechtfertigt werden konnte. Noch wichtiger war die Tatsache, dass 
mit der Vereinbarung eine mittelfristige Standortgarantie verbunden war, die vom Ford-
werke-Management in der Folge auch gegenüber der europäischen Holding verteidigt 
wurde.104 Die Arbeitnehmervertreter ihrerseits trugen zur ›nationalen Koalition‹ nicht nur 
durch ihre Rolle als Ordnungsfaktor gegenüber der Belegschaft bei, sondern auch durch 
ihren Einsatz für öffentliche Subventionen für Ford-Investitionen in der Bundesrepublik, 
in erster Linie im Rahmen jahrelanger Kontakte zur SPD-geführten Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen. Vor allem in den deutsch-englischen Auseinandersetzungen um 
Motoren- und Getriebeinvestitionen Mitte der 1980er Jahre spielte dieses Engagement 
eine durchaus nicht unwichtige Rolle.105 

V. AUSBLICK UND SCHLUSSÜBERLEGUNGEN 

Der Beitrag hat gezeigt, dass Europa als Erfahrungsraum deutscher Gewerkschaftspolitik 
bei Ford seit 1967 eine wichtige Rolle spielte, dass dies jedoch mit einer ›Nationalisie-
rung‹ von Wahrnehmungs- und Handlungsmustern einherging, welche bis zu den späten 
1980er Jahren prägend blieb. Erst ab Mitte der 1990er Jahren kam es zu einem gewissen 
Wandel. Vor dem Hintergrund eines verschärften Belegschaftsabbaus und zunehmenden 
Drucks auf Lohn- und Arbeitsstandards wurde Europa nun gewissermaßen auch als 
Handlungsraum entdeckt, vor allem durch Kooperation mit ausländischen Gewerkschaf-
ten im neu geschaffenen europäischen Betriebsrat. Gleichzeitig führte der Trend zu einer 
global integrierten Unternehmensstruktur zu einer Uminterpretation Europas als neuer 
Referenzpunkt kollektiver Interessen im Investitionswettbewerb gegen Standorte in ande-
ren Weltregionen. Der Wandel blieb allerdings begrenzt: Nationale Wahrnehmungs- und 
Handlungsmuster wurden nicht ersetzt, sondern lediglich durch eine europäische Dimen-
sion ergänzt.106 

Welche weitergehenden Fragen und Perspektiven wirft die Fallstudie für die deutsche 
Gewerkschaftsforschung sowie allgemeiner für eine europäische Zeitgeschichte auf, die 
sich als Gesellschaftsgeschichte versteht? Je zwei Aspekte lassen sich benennen. Im Hin-
blick auf die deutsche Gewerkschaftsforschung vermittelt die Fallstudie erstens den Ein-
druck, dass ›Europa‹ auf der Mikroebene ein durchaus problematischer Erfahrungsraum 
für gewerkschaftliche Politik gewesen zu sein scheint – ungeachtet des oft betonten posi-
tiv-kritischen Engagements der DGB-Gewerkschaften für die europäische Integration.107 
Es wäre lohnend, dieses Spannungsverhältnis in weiteren Fallstudien zu testen und viel-
leicht auch generell deutsche Gewerkschaftspolitik der Nachkriegszeit stärker auf par-
tielle Tendenzen des Euroskeptizismus zu untersuchen, nicht zuletzt im Hinblick auf die 
europäische Mitbestimmungsdiskussion.108 Zweitens zeigt das Beispiel Ford, dass die 
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Untersuchung von Europäisierungsprozessen auch Potenzial für neue Einsichten in ›klas-
sische‹ Felder der Gewerkschaftsgeschichte der Nachkriegszeit bietet, wie etwa die De-
batte zu Konflikt versus Kooperation oder die Analyse der Mitbestimmungspraxis auf 
Unternehmensebene.109 Im Falle Fords war es beispielsweise unverkennbar, dass die von 
vielen Autoren betonte Professionalisierung der Mitbestimmungspraxis seit den 1970er 
Jahren und die sich gerade in der IG Metall ausprägende Tendenz zum Co-Management110 
maßgeblich durch die Europäisierung von Unternehmensstrukturen und -strategien beför-
dert wurden. Zudem, und hier lässt sich eine Brücke zur jüngsten Gewerkschaftsgeschich-
te schlagen, begünstigten diese Europäisierungsprozesse auch eine voluntaristische und 
vertragliche Ausgestaltung der Mitbestimmung, bei der es weniger um die Durchsetzung 
gesetzlich verbriefter Rechte als um das Erlangen von Einflussmöglichkeiten in neuen 
Problemfeldern ging. Wie Britta Rehder gezeigt hat, entwickelte sich der Ford-Betriebs-
rat mit seinen ab 1985 regelmäßig ausgehandelten Investitionssicherungsvereinbarungen 
hier sogar zu einem ›Trendsetter‹ innerhalb der IG Metall.111 

Im Hinblick auf Implikationen der Fallstudie für eine europäische Zeitgeschichte fallen 
zwei methodologische Elemente ins Auge. Erstens unterstreicht der Beitrag die Wichtig-
keit, europäische Zeitgeschichte nicht allein als Geschichte von grenzüberschreitenden 
Netzwerken und »flows« zu konzeptualisieren, sondern gleichzeitig auch den Auswirkun-
gen und Aneignungen von Europäisierungsprozessen in nationalen Gesellschaften Be-
achtung zu schenken.112 In diesem Zusammenhang gilt es nicht zuletzt, die Rolle zivilge-
sellschaftlicher Akteure in solchen Prozessen stärker als bisher zu beleuchten – Gewerk-
schaften stellen nur eines von vielen möglichen Beispielen dar. 

Diese Überlegungen verdeutlichen zweitens die Nützlichkeit des Ansatzes, die Zeitge-
schichte Europas als eine ›history in the making‹ zu konzeptualisieren, d. h. als eine Ge-
schichte, die die Konstruktion Europas als Wahrnehmungs- und Handlungsraum histori-
scher Akteure mitbedenkt. Auch eher strukturgeschichtlich angelegte Arbeiten zur Ge-
schichte Europas in der Nachkriegszeit sollten darüber reflektieren, inwieweit und in wel-
cher Weise sich ›Europa‹ in der Wahrnehmung der historischen Akteure selbst widerge-
spiegelt hat. 
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